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Liebe Mandanten,

weiter, weiter, immer weiter, Horizonte 
erweitern – das Credo des „Lebenslangen 
Lernens“ klingt uns von vielen Seiten in den 
Ohren. Horizonte überwinden, das klingt 
leicht und ist doch jeden Tag eine neue 
Herausforderung für uns. Engstirnigkeit, Be-
tonköpfigkeit und Kurzatmigkeit im Denken 
können wir uns nicht leisten – und wollen 
das auch nicht. Das Leben wäre ohne diese 
Herausforderung zu langweilig. Lassen Sie 
sich Ihren Horizont nicht begrenzen, be-
schneiden, vernebeln. Es lohnt sich.

Herzlichst
Ihr Team Schild und Partner
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HINWEIS ZUM 
BUNDESDATENSCHUTZGESETZ
Wir weisen Sie darauf hin, dass Ihre perso-
nenbezogenen Daten gemäß den Vorschrif-
ten des BDSG von uns erhoben, genutzt und 
gespeichert werden.
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T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Termine November 2016

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden:

¹ Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-
nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

² Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

³ Für den abgelaufenen Monat.

⁴ Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das 
vorangegangene Kalendervierteljahr.

⁵ Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vor-
gezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.11.2016) an die jeweilige 
Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung� Scheck�

Lohnsteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag� 10.11.2016 14.11.2016 07.11.2016

Kapitalertragsteuer, Soli-
daritätszuschlag

Seit dem 01.01.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Soli-
daritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an 
das zuständige Finanzamt abzuführen.

Umsatzsteuer� 10.11.2016 14.11.2016 07.11.2016

Gewerbesteuer 15.11.2016 18.11.2016 11.11.2016

Grundsteuer 15.11.2016 18.11.2016 11.11.2016

Sozialversicherung� 28.11.2016 entfällt entfällt
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Termine Dezember 2016

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden:

¹ Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-
nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

² Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

³ Für den abgelaufenen Monat.

⁴ Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat.

⁵ Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vor-
gezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 23.12.2016) an die jeweilige 
Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung� Scheck�

Lohnsteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag� 12.12.2016 15.12.2016 09.12.2016

Kapitalertragsteuer, Soli-
daritätszuschlag

Ab dem 01.01.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solida-
ritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 
zuständige Finanzamt abzuführen.

Einkommensteuer,  
Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag 12.12.2016 15.12.2016 09.12.2016

Körperschaftsteuer, Soli-
daritätszuschlag 12.12.2016 15.12.2016 09.12.2016

Umsatzsteuer� 12.12.2016 15.12.2016 09.12.2016

Sozialversicherung� 28.12.2016 entfällt entfällt
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Zahlungsverzug:  
Höhe der Verzugszinsen

Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der 
Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner 
durch eine Mahnung in Verzug setzen. Der 
Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhe-
bung sowie der Mahnbescheid.
Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn

_für die Leistung eine Zeit nach dem 
Kalender bestimmt ist,

_die Leistung an ein vorausgehendes 
Ereignis anknüpft,

_der Schuldner die Leistung verwei-
gert,

_besondere Gründe den sofortigen 
Eintritt des Verzugs rechtfertigen.

Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätes-
tens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang 
einer Rechnung ein; dies gilt gegenüber 
einem Schuldner, der Verbraucher ist, al-
lerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung 
besonders hingewiesen wurde.

Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger 
den Zugang der Rechnung (nötigenfalls 
auch den darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der Mahnung 
beweisen.

Während des Verzugs ist eine Geldschuld 
zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt 
für das Jahr fünf Prozentpunkte bzw. für 
Rechtsgeschäfte, an denen Verbraucher 
nicht beteiligt sind, acht Prozentpunkte (ab 
29.07.2014: neun Prozentpunkte*) über dem 
Basiszinssatz.

Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. 
Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um 
die Prozentpunkte, um welche die Bezugs-
größe seit der letzten Veränderung des 
Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. 
Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste 
Hauptrefinanzierungsoperation der Europäi-
schen Zentralbank vor dem ersten Kalender-
tag des betreffenden Halbjahrs.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S
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Zeitraum Basiszinssatz Verzugszinssatz

Verzugszinssatz für 
Rechtsgeschäfte ohne 
Verbraucherbeteiligung

01.07. bis 31.12.2013 -0,38 % 4,62 % 7,62 %

01.01. bis 30.06.2014 -0,63 % 4,37 % 7,37 %

01.07. bis 28.07.2014 -0,73 % 4,27 % 7,27 %

29.07. bis 31.12.2014 -0,73 % 4,27 % 8,27 %

01.01. bis 30.06.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.07. bis 31.12.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.01. bis 30.06.2016 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.07. bis 31.12.2016 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

* Im Geschäftsverkehr, d.h. bei allen Geschäften zwischen Unternehmen, die seit dem 29. Juli 2014 geschlossen wurden (und bei bereits 
zuvor bestehenden Dauerschuldverhältnissen, wenn die Gegenleistung nach dem 30.6.2016 erbracht wird), gelten neue Regelungen.
Die wichtigsten Regelungen im Überblick:

_Vertragliche Vereinbarung von Zahlungsfristen ist grundsätzlich nur noch bis maximal 60 Kalendertage (bei öffentlichen Stellen als 
Zahlungspflichtige maximal 30 Tage) möglich.

_Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der Gegenleistung.

_Erhöhung des Verzugszinssatzes von acht auf neun Prozentpunkte über dem jeweiligen Basiszinssatz.

_Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem Tag nach deren Ende, ansonsten 30 Tage nach Rechnungszu-
gang bzw. 30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder Dienstleistungsempfangs.

_Mahnung ist entbehrlich: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort Verzugszinsen verlangen, sofern er seinen Teil des Vertrags 
erfüllt hat, er den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und der Schuldner für den Zahlungsverzug verantwortlich ist.

_Einführung eines pauschalen Schadenersatzanspruchs in Höhe von 40 € für Verwaltungskosten und interne Kosten des Gläubigers, 
die in Folge des Zahlungsverzugs entstanden sind (unabhängig von Verzugszinsen und vom Ersatz externer Beitreibungskosten).

_Abnahme- oder Überprüfungsverfahren hinsichtlich einer Ware oder Dienstleistung darf grundsätzlich nur noch maximal 30 Tage 
dauern.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze 
ab 1.7.2013:
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T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Jahresabschluss 2015 muss bis zum 
Jahresende 2016 veröffentlicht werden

Unternehmen, die ihren Jahresabschluss 
veröffentlichen müssen (z. B. GmbH oder 
GmbH & Co. KG), müssen die Frist zur Ver-
öffentlichung beachten. Der Abschluss muss 
spätestens vor Ablauf des zwölften Monats 
des dem Abschlussstichtag nachfolgenden 
Geschäftsjahres offengelegt werden.

Diese Unternehmen müssen mit Ordnungs-
geldern rechnen, wenn sie ihre Jahresab-
schlüsse nicht einreichen.

Für Kleinstkapitalgesellschaften, die an zwei 
aufeinanderfolgenden Abschlussstichtagen 
zwei der folgenden Merkmale nicht über-
schreiten (Bilanzsumme bis 350.000 €, Um-
satzerlöse bis 700.000 € und durchschnittlich 
10 beschäftigte Arbeitnehmer) sieht das 
Gesetz Erleichterungen vor:

Sie müssen unter bestimmten Vorausset-
zungen keinen Anhang erstellen. Hierfür 
müssen bestimmte Angaben unter der 
Bilanz ausgewiesen sein: Angaben zu den 
Haftungsverhältnissen, Angaben zu den 
Vorschüssen oder Krediten, die an Mitglie-
der des Geschäftsführungsorgans, eines 
Beirats oder Aufsichtsrats gewährt wurden, 
erforderliche Angaben zu den eigenen 
Aktien der Gesellschaft (bei einer Aktienge-
sellschaft). Zusätzlich können in besonderen 

Fällen Angaben nötig sein, wenn der Ab-
schluss kein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage wiederspiegelt.
Zudem werden Optionen zur Verringerung 
der Darstellungstiefe im Jahresabschluss 
eingeräumt.

Zwischen Offenlegungspflicht durch Ver-
öffentlichung (Bekanntmachung der Rech-
nungslegungsunterlagen) oder durch Hin-
terlegung der Bilanz kann gewählt werden. 
Die elektronische Einreichung der Unterla-
gen beim Betreiber des Bundesanzeigers ist 
auch für die Hinterlegung vorgeschrieben.

Das Bundesamt für Justiz wird die Kapital-
gesellschaften und auch die GmbH & Co. 
KGs von Amts wegen auffordern, den Jah-
resabschluss für nach dem 31. Dezember 
2014 begonnene Geschäftsjahre innerhalb 
von sechs Wochen einzureichen und ein 
Ordnungsgeld androhen. Mit der Anforde-
rung ist gleichzeitig eine Mahngebühr fällig, 
die auch nach verspäteter Einreichung nicht 
erlassen bzw. angerechnet wird.



9I N H A LT S V E R Z E I C H N I S

E I N K O M M E N S T E U E R

Kompensation des Mehrergebnisses 
einer Betriebsprüfung durch Investiti-
onsabzugsbetrag

Zur Minderung eines Betriebsprü-
fungs-Mehrergebnisses kann ein zusätzlicher 
Investitionsabzugsbetrag gebildet werden. 
Voraussetzung ist, dass eine Investitionsab-
sicht nachgewiesen wird. Es muss also am 
Bilanzstichtag des Abzugsjahres die Absicht 
bestanden haben, ein begünstigtes Wirt-
schaftsgut anzuschaffen oder herzustellen.

Die Bildung eines Investitionsabzugsbe-
trags stellt ein Wahlrecht dar. Ein solches 
Wahlrecht kann bis zur Bestandskraft der 
Steuerveranlagung ausgeübt werden. Damit 
bestätigt der Bundesfinanzhof seine bisheri-
ge Rechtsprechung zur Rechtslage bis 2015 
entgegen der Verwaltungsauffassung.

Die Rechtslage hat sich ab 2016 geändert. 
Der Nachweis einer Investitionsabsicht und 
einer späteren betrieblichen Nutzung wird 
nicht mehr ausdrücklich im Gesetz gefor-
dert.

Kalender gelten selbst mit Firmenauf-
druck als Geschenk

Das Finanzgericht Baden-Württemberg 
hatte zu entscheiden, ob Kalender mit auf-
gedrucktem Firmenlogo, die zusammen mit 
einer Weihnachtsgrußkarte an Geschäfts-
partner versandt wurden, eine Werbemaß-
nahme sind und für den Unternehmer sofort 
abziehbare Betriebsausgaben darstellen. Das 
Gericht befand, dass es sich nicht um eine 
Werbemaßnahme handelte, sondern um 
Geschenke. Für die Einordnung als Geschenk 
ist der Begriff der bürgerlich-rechtlichen 
Schenkung maßgebend. Demnach ist ein 
Geschenk eine Zuwendung, durch die je-
mand aus seinem Vermögen einen anderen 
bereichert, und sich beide Seiten darüber 
einig sind, dass die Zuwendung unentgelt-
lich erfolgt, d. h. mit keiner Gegenleistung 
verbunden ist. Über die Unentgeltlichkeit 
waren sich die die Beteiligten im entschiede-
nen Fall einig.

Steuerlich berücksichtigungsfähige Geschen-
ke an Geschäftspartner (bis 35 €) müssen 
buchhalterisch getrennt von den sonstigen 
Betriebsausgaben aufgezeichnet werden. 
Nur dann können sie als Betriebsausgaben 
abgezogen werden. Die separate Erfassung 
war vorliegend nicht erfolgt. In Folge ver-
sagte das Gericht den Betriebsausgabenab-
zug.

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden.
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Geschenke an Geschäftsfreunde

Zum Jahresende ist es üblich, Geschenke an 
Geschäftsfreunde zu verteilen. Deshalb sind 
für den Abzug dieser Aufwendungen als 
Betriebsausgaben die nachfolgenden Punkte 
von großer Bedeutung:

_Geschenke an Geschäftsfreunde 
sind nur bis zu einem Wert von 35 
€ netto ohne Umsatzsteuer pro Jahr 
und pro Empfänger abzugsfähig.

_Nichtabziehbare Vorsteuer (z. B. bei 
Versicherungsvertretern, Ärzten) ist 
in die Ermittlung der Wertgrenze 
mit einzubeziehen. In diesen Fäl-
len darf der Bruttobetrag (inklusive 
Umsatzsteuer) nicht mehr als 35 € 
betragen.

_Es muss eine ordnungsgemäße 
Rechnung vorhanden sein. Der 
Schenker muss auf dieser den Na-
men des Empfängers vermerken. Bei 
Rechnungen mit vielen Positionen 
sollte eine gesonderte Geschenke-
liste mit den Namen der Empfänger 
sowie der Art und der Betragshöhe 
des Geschenks gefertigt werden.

E I N K O M M E N S T E U E R

_Schließlich müssen diese Aufwen-
dungen auf ein besonderes Konto 
der Buchführung „Geschenke an Ge-
schäftsfreunde“, getrennt von allen 
anderen Kosten, gebucht werden.

Überschreitet die Wertgrenze sämtlicher Ge-
schenke pro Person und pro Wirtschaftsjahr 
den Betrag von 35 € oder werden die for-
mellen Voraussetzungen nicht beachtet, sind 
die Geschenke an diese Personen insgesamt 
nicht abzugsfähig.

Unternehmer haben bei betrieblich veran-
lassten Sachzuwendungen und Geschenken 
die Möglichkeit, eine Pauschalsteuer von 
30 % zzgl. Solidaritätszuschlag und Kir-
chensteuer zu leisten. Um bei hohen Sach-
zuwendungen eine Besteuerung mit dem 
individuellen Steuersatz des Empfängers 
zu gewährleisten, ist die Pauschalierung 
ausgeschlossen, soweit die Aufwendungen 
je Empfänger und Wirtschaftsjahr oder je 
Einzelzuwendung 10.000 € übersteigen. Die 
Zuwendungen sind weiterhin aufzuzeichnen, 
auch um diese Grenze prüfen zu können.

Als Folge der Pauschalversteuerung durch 
den Zuwendenden muss der Empfänger 
die Zuwendung nicht versteuern. In einem 
koordinierten Ländererlass hat die Finanz-
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verwaltung zur Anwendung dieser Regelung 
Stellung genommen. Danach ist u. a. Fol-
gendes zu beachten:

_Grundsätzlich ist das Wahlrecht zur 
Anwendung der Pauschalierung der 
Einkommensteuer für alle innerhalb 
eines Wirtschaftsjahres gewährten 
Zuwendungen einheitlich auszu-
üben. Es ist jedoch zulässig, die 
Pauschalierung jeweils gesondert 
für Zuwendungen an Dritte (z. B. 
Geschäftsfreunde und deren Arbeit-
nehmer) und an eigene Arbeitneh-
mer anzuwenden.

_Streuwerbeartikel (Sachzuwendun-
gen bis 10 €) müssen nicht in die 
Bemessungsgrundlage der Pauscha-
lierung einbezogen werden, werden 
also nicht besteuert.

_Bei der Prüfung, ob Aufwendungen 
für Geschenke an einen Nichtar-
beitnehmer die Freigrenze von 35 € 
pro Wirtschaftsjahr übersteigen, ist 
die übernommene Steuer nicht mit 
einzubeziehen. Die Abziehbarkeit 
der Pauschalsteuer als Betriebsaus-
gabe richtet sich danach, ob die 
Aufwendungen für die Zuwendung 
als Betriebsausgabe abziehbar sind.

_Der Unternehmer muss den Zuwen-
dungsempfänger darüber infor-
mieren, dass er die Pauschalierung 
anwendet. Eine besondere Form ist 
dafür nicht vorgeschrieben.

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass 
die Vorschrift zur Pauschalierung voraus-
setzt, dass Zuwendungen oder Geschenke 
dem Empfänger im Rahmen einer der Ein-
kommensteuer unterliegenden Einkunftsart 
zufließen. Die Norm begründet keine weite-
re eigenständige Einkunftsart, sondern stellt 
lediglich eine besondere pauschalierende 
Erhebungsform der Einkommensteuer zur 
Wahl.

Die Pauschalierungsvorschriften
_erfassen nur solche betrieblich ver-
anlassten Zuwendungen, die beim 
Empfänger dem Grunde nach zu 
einkommensteuerbaren und ein-
kommensteuerpflichtigen Einkünften 
führen und begründen keine weitere 
eigenständige Einkunftsart,

_erweitern nicht den einkommen-
steuerrechtlichen Lohnbegriff, 
sondern stellen lediglich eine pau-
schalierende Erhebungsform der 
Einkommensteuer zur Wahl und 
beziehen sich auf alle Geschenke an 
Geschäftsfreunde, und zwar un-
abhängig davon, ob ihr Wert 35 € 
überschreitet oder nicht.
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Doppelte Haushaltsführung: Auseinan-
derfallen von Hausstand und Beschäfti-
gungsort

Für eine doppelte Haushaltsführung müs-
sen der Ort des eigenen Hausstands und 
der Beschäftigungsort auseinanderfallen. 
Beschäftigungsort ist nicht die jeweilige 
politische Gemeinde, sondern der Bereich, 
der zu der konkreten Anschrift der Arbeits-
stätte noch als Einzugsgebiet anzusehen 
ist. An diesem Beschäftigungsort wohnt der 
Arbeitnehmer, wenn er von seiner Woh-
nung aus ungeachtet von Gemeinde- und 
Landesgrenzen seine Arbeitsstätte in zu-
mutbarer Weise täglich aufsuchen kann. 
Zumutbar sind nach Ansicht des Finanzge-
richts Baden-Württemberg Fahrzeiten von 
etwa einer Stunde für die einfache Strecke. 

E I N K O M M E N S T E U E R

Als Rechtfertigung für die Begründung einer 
doppelten Haushaltsführung reichte dem 
Gericht eine tägliche Fahrzeitverkürzung von 
mindestens einer Stunde nicht aus.

Beispiel: Nach dieser Rechtsprechung 
könnte ein in Potsdam (Zentrum) wohnen-
der und in Berlin-Mitte arbeitender Ange-
stellter keine Kosten der doppelten Haus-
haltsführung für eine Wohnung in Berlin 
geltend machen. Die einfache Entfernung 
zwischen beiden Orten beträgt ca. 40 km, 
für die er ca. 50 Minuten Fahrzeit benötigt.

Der Bundesfinanzhof (BFH) muss den Fall 
abschließend entscheiden. Bei ihm ist zu 
einer ähnlichen Frage bereits ein Revisions-
verfahren anhängig. Die Entscheidung des 
BFH bleibt abzuwarten.

Nach einem Schreiben des Bundesministe-
riums der Finanzen müssen bloße Aufmerk-
samkeiten (Sachzuwendungen aus Anlass 
eines besonderen persönlichen Ereignisses, 
wie Geburtstag, Jubiläum) nicht in die Be-
messungsgrundlage der Pauschalsteuer 
einbezogen werden. Das gilt, sofern die Auf-
merksamkeit einen Wert bis zu 60 € (inklusi-
ve Umsatzsteuer) nicht übersteigt.

Wegen der Kompliziertheit der Vorschrift 
sollte in Einzelfällen der Steuerberater ge-
fragt werden.
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Behandlung von Aufwendungen für 
Arbeitnehmer bei Betriebsveranstaltun-
gen

In vielen Unternehmen steht die Weih-
nachtsfeier am Ende des Jahres vor der Tür. 
Seit 1. Januar 2015 gelten gesetzliche Re-
gelungen, die es bei der Besteuerung von 
Betriebsveranstaltungen zu beachten gilt. 
Bis zu zwei Betriebsveranstaltungen pro Jahr 
können danach für Mitarbeiter steuer- und 
sozialversicherungsfrei ausgerichtet werden. 
Das gilt, sofern die Kosten den Betrag von 
110 € je Betriebsveranstaltung und teilneh-
mendem Arbeitnehmer nicht übersteigen. 
Die 110 € stellen einen Freibetrag dar; das 
heißt, wird die Wertgrenze überschritten, 
muss nur der übersteigende Teil versteuert 
werden.

Das Bundesministerium der Finanzen hatte 
Ende letzten Jahres nochmals klargestellt:

_Eine Betriebsveranstaltung liegt vor, 
wenn es sich um eine Veranstaltung 
auf betrieblicher Ebene mit gesell-
schaftlichem Charakter handelt, z. B 
Betriebsausflüge oder Weihnachts-
feiern.

_Die Veranstaltung muss allen An-
gehörigen des Betriebs, eines 
Teilbetriebs oder einer in sich ge-
schlossenen betrieblichen Organi-

sationseinheit (z. B. einer Abteilung) 
offen stehen.

_Zuwendungen im Rahmen einer 
Betriebsveranstaltung sind alle 
Aufwendungen des Arbeitgebers 
inklusive Umsatzsteuer, und zwar 
unabhängig davon, ob sie einzelnen 
Arbeitnehmern individuell zure-
chenbar sind oder es sich um einen 
rechnerischen Anteil an den Kosten 
der Betriebsveranstaltung handelt, 
die der Arbeitgeber gegenüber 
Dritten für den äußeren Rahmen der 
Betriebsveranstaltung aufwendet 
(z. B. Raummieten oder Kosten für 
einen Eventplaner; auch Kosten für 
Begleitpersonen des Mitarbeiters 
müssen berücksichtigt werden).

_Soweit solche Zuwendungen den 
Betrag von 110 € je Betriebsveran-
staltung und teilnehmenden Arbeit-
nehmer nicht übersteigen, bleiben 
sie beim Arbeitnehmer (wegen des 
Freibetrags) steuerlich unberücksich-
tigt.

_Übersteigen die Kosten für eine 
von zwei Betriebsveranstaltungen 
den Freibetrag von 110 € und/oder 
nimmt ein Arbeitnehmer an wei-
teren Betriebsveranstaltungen teil, 
sind die insoweit anfallenden zu-
sätzlichen Kosten steuerpflichtig.

E I N K O M M E N S T E U E R
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Nichtberücksichtigung von Altersvor-
sorgeaufwendungen als vorweggenom-
mene Werbungskosten verfassungsge-
mäß

Der Gesetzgeber hat 2005 die Rentenbe-
steuerung auf eine nachgelagerte Besteue-
rung umgestellt. Danach steigt die Besteu-
erung von Renten schrittweise bis 2040 auf 
100 % an. Die Altersvorsorgeaufwendungen 
können allerdings nicht in voller Höhe als 
vorweggenommene Aufwendungen auf 
die später steuerpflichtigen Renteneinkünf-
te steuermindernd geltend gemacht wer-
den, sondern nur im Rahmen bestimmter 
Höchstbeträge abgezogen werden. Diese 
an sich systemwidrige Regelung ist verfas-
sungsgemäß. 

Ob es wegen der höhenmäßigen Begren-
zung der abzugsfähigen Aufwendungen 
zu einer verfassungswidrigen Doppelbe-

steuerung kommt, kann nicht schon in der 
Vorsorgephase, sondern erst in den Ver-
anlagungszeiträumen der späteren Ren-
tenbesteuerung zum Gegenstand einer 
verfassungsrechtlichen Beurteilung gemacht 
werden.

(Quelle: Beschlüsse des Bundesverfassungsgerichts)

E I N K O M M E N S T E U E R

Der Arbeitgeber kann diesen Arbeitslohn 
pauschal mit 25 % versteuern. Dies gilt 
allerdings nur dann, wenn die Teilnahme an 
der Veranstaltung allen Arbeitnehmern offen 
stand.

Bei den Veranstaltungen sollte noch beach-
tet werden, dass Geldgeschenke, die kein 
zweckgebundenes Zehrgeld sind, nicht der 
Pauschalierungsmöglichkeit unterliegen und 
voll versteuert werden müssen.
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Berechnung abziehbarer Unterhaltsleis-
tungen bei Selbstständigen

Für die Frage, ob Unterhaltsleistungen als 
außergewöhnliche Belastung abziehbar 
sind, spielt u. a. auch die sogenannte Opfer-
grenze eine Rolle. Dem Unterhaltleistenden 
müssen danach nach dem Abzug der Un-
terhaltsleistungen noch angemessene Mittel 
für die Bestreitung seines Lebensbedarfs 
verbleiben. Selbstständige und Gewerbetrei-
bende, deren Einkünfte naturgemäß stärker 
schwanken, können regelmäßig zur Ermitt-
lung des Nettoeinkommens einen Dreijah-
resdurchschnitt bilden.

Bei der Berechnung der Opfergrenze sind 
auch Steuerzahlungen zu berücksichtigen, 
und zwar grundsätzlich in dem Jahr, in dem 
sie geleistet werden. Steuerzahlungen, die 
für mehrere Jahre geleistet werden, kön-
nen jedoch auf drei Jahre verteilt werden. 
Ansonsten käme es zu einer erheblichen 
Verzerrung des unterhaltsrechtlich maßgeb-
lichen Einkommens im Jahr der Unterhalts-
leistung.

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

E I N K O M M E N S T E U E R

Ortsübliche Bruttomiete gilt als Ver-
gleichswert bei verbilligter Überlassung 
von Wohnraum

Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte in einem 
Fall, der das Jahr 2011 betraf, über den 
Vergleichsmaßstab einer verbilligten Woh-
nungsüberlassung zu entscheiden. Im Streit-
jahr konnten Werbungskosten nur dann 
uneingeschränkt in voller Höhe abgezogen 
werden, wenn der Mietpreis mindestens 75 
% der ortsüblichen Miete betrug. Bei Miet-
preisen darunter war in bestimmten Fällen 
die Miete in einen entgeltlichen und einen 
unentgeltlichen Teil aufzuteilen. Das hatte 
zur Folge, dass der Werbungskostenabzug 
beschränkt war.

Das Finanzgericht Düsseldorf legte im vor-
angegangenen Verfahren bei dem Vergleich 
der ortsüblichen Miete mit der tatsächlichen 
Miete die Netto-Kaltmieten zugrunde. Der 
BFH, der den Fall abschließend klären muss-
te, folgte dem nicht.

Der BFH hat in seiner Entscheidung auf die 
ortsübliche Bruttomiete, also die Kaltmiete 
zuzüglich der nach der Betriebskostenver-
ordnung umlagefähigen Nebenkosten, als 
Vergleichsgröße abgestellt.

Hinweis: Ab 2012 erfolgt bei einer auf Dau-
er angelegten Vermietung zu Wohnzwecken 
eine Kürzung des Werbungskostenabzugs 

nur, wenn die tatsächliche Miete weniger als 
66 % der ortsüblichen Miete ausmacht.
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Versicherungsleistung mindert haus-
haltsnahe Handwerkerleistungen

Bei Beseitigung eines Wasserschadens durch 
Handwerker sind die in Rechnung gestellten 
Kosten grundsätzlich berücksichtigungsfä-
hige haushaltsnahe Handwerkerleistungen. 
Sofern eine Versicherung sich an diesen 
Kosten beteiligt, müssen diese entsprechend 
gekürzt werden. Voraussetzung für die Steu-
erermäßigung ist, dass der Steuerpflichtige 
wirtschaftlich belastet ist.

Der Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.

(Quelle: Urteil des Finanzgerichts Münster)

U M S AT Z S T E U E R

Gutschriftempfänger schuldet unbe-
rechtigt ausgewiesene Umsatzsteuer

Wer in einer Rechnung Umsatzsteuer aus-
weist, obwohl die Lieferung oder sonstige 
Leistung nicht erbracht wurde (sog. Schein-
rechnung), schuldet den ausgewiesenen 
Umsatzsteuerbetrag. Als Rechnung gilt 
auch eine Gutschrift. Im Unterschied zur 
Rechnung, die der (angeblich) leistende 
Unternehmer ausstellt, stellt die Gutschrift 
der (angebliche) Leistungsempfänger aus. 
Erstellt der angebliche Leistungsempfän-
ger mit Wissen des angeblich leistenden 
Unternehmers eine Gutschrift über eine 
nicht ausgeführte Lieferung oder sonstige 
Leistung, schuldet der Gutschriftempfänger 
die in der Gutschrift ausgewiesene Umsatz-
steuer. Dies hat das Finanzgericht München 
entschieden. Zwar haben sich mittlerweile 
die gesetzlichen Vorschriften geändert, die 
Entscheidung gilt aber auch für die derzeiti-
ge Rechtslage.

Der in Anspruch genommene Gut-
schriftempfänger hat Revision beim Bun-
desfinanzhof eingelegt, sodass dessen 
Entscheidung abzuwarten bleibt. Streitig 
ist die Frage, ob die Grundsätze, die für 
Scheinrechnungen gelten, auch für Schein-
gutschriften gelten.

E I N K O M M E N S T E U E R
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Wichtige Änderungen der Umsatzsteu-
erschuldnerschaft bei Bauleistungen

Der Gesetzgeber hat mit Wirkung vom 6. 
November 2015 die Steuerschuldnerschaft 
des Leistungsempfängers bei Bauleistungen 
überarbeitet. Zu der Neuregelung hat das 
Bundesministerium der Finanzen (BMF) nun-
mehr die entsprechenden Verwaltungsan-
weisungen herausgegeben. Hervorzuheben 
sind folgende Punkte:

_Der Ort der Leistung bei Leistun-
gen an einem Grundstück ist der 
sog. Belegenheitsort, das heißt, der 
Ort, an dem das Grundstück bele-
gen ist. Um Leistungen an einem 
Grundstück handelt es sich auch 
dann, wenn es sich um Arbeiten an 
Sachen, Ausstattungsgegenstän-
den oder Maschinen handelt, die 
auf Dauer in einem Gebäude oder 
einem Bauwerk installiert sind, und 
die nicht bewegt werden können, 
ohne das Gebäude oder das Bau-
werk zu zerstören oder erheblich 
zu verändern. Die Veränderung ist 
unerheblich, wenn die betreffenden 
Sachen einfach an der Wand hän-
gen oder wenn sie mit Nägeln oder 
Schrauben so am Boden oder an 
der Wand befestigt sind, dass nach 

U M S AT Z S T E U E R

ihrer Entfernung lediglich Spuren 
oder Markierungen zurück bleiben 
(z. B. Dübellöcher), die leicht über-
deckt oder ausgebessert werden 
können.

_Die vorgenannte Definition gilt auch 
für den Begriff „Bauleistungen“ im 
Zusammenhang mit der Verlage-
rung der Steuerschuldnerschaft vom 
leistenden Unternehmer auf den 
Leistungsempfänger.

_Die Verlagerung der Steuerschuld-
nerschaft erfolgt, von bestimmten 
Ausnahmen abgesehen, auch dann, 
wenn die Leistungen für den nicht-
unternehmerischen Bereich des 
Leistungsempfängers ausgeführt 
werden. Das BMF führt einzelne 
Leistungen auf, die nicht zu einer 
Verlagerung der Steuerschuldner-
schaft führen. Dies gilt insbesondere 
für bestimmte Leistungen, die an 
juristische Personen des öffentlichen 
Rechts (z. B. Kommunen) erbracht 
werden.



18I N H A LT S V E R Z E I C H N I S

Keine Grunderwerbsteuer bei Abtretung 
eines Anspruchs auf Übertragung von 
mindestens 95 % der Anteile an einer 
grundbesitzenden Gesellschaft

Der Grunderwerbsteuer unterliegt nicht nur 
die Verpflichtung zur Übertragung eines 
Grundstücks, sondern auch die Verpflich-
tung zur Übertragung von Anteilen an einer 
grundbesitzenden Kapitalgesellschaft, wenn 
sich durch die Übertragung mindestens 
95 % der Anteile an der grundbesitzenden 
Kapitalgesellschaft in einer Hand vereinigen. 
Der Grunderwerbsteuer unterliegt jedoch 
nicht eine Vereinbarung, in der der An-
spruch auf Übertragung von mindestens 95 
% der Anteile an einer grundbesitzenden 
Kapitalgesellschaft auf einen Dritten übertra-
gen wird.

Beispiel:
An der grundbesitzenden A GmbH ist die B 
AG zu 100 % beteiligt. Die B AG verkauft ih-
ren Anteil an der A GmbH an die C AG. Die 
C AG tritt ihren Anspruch auf Übertragung 
der Anteile an der A GmbH an die D AG ab. 
Die Anteile werden sodann unmittelbar von 
der B AG auf die D AG übertragen.

Der Verkauf der Anteile an der A GmbH 
durch die B AG an die C AG unterliegt der 
Grunderwerbsteuer. Nicht der Grunderwerb-
steuer unterliegt die Vereinbarung der C AG 
mit der D AG. Auch die Übertragung der 
Anteile von der B AG auf die D AG ist nicht 
grunderwerbsteuerpflichtig.

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

G R U N D E R W E R B S T E U E R
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Erleichterter Arbeitsmarktzugang für 
Flüchtlinge

Mit der Vierten Verordnung zur Änderung 
der Beschäftigungsverordnung soll der Ar-
beitsmarktzugang für Flüchtlinge erheblich 
erleichtert werden.

Flüchtlinge, über deren Antrag auf humani-
tären Schutz noch nicht entschieden wur-
de, haben nach drei Monaten Aufenthalt 
grundsätzlich Zugang zum Arbeitsmarkt. Die 
Arbeitserlaubnis wird nur erteilt, wenn keine 
bevorrechtigten inländischen Arbeitsuchen-
den für die Beschäftigung zur Verfügung 
stehen (Vorrangprüfung) und die Flüchtlinge 
nicht zu ungünstigeren Bedingungen als 
vergleichbare deutsche Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer beschäftigt werden (Prü-
fung der Beschäftigungsbedingungen). Die 
tatsächliche Aufnahme der Beschäftigung ist 
in der Vergangenheit oftmals an der Vor-
rangprüfung gescheitert.

Nun soll in 133 von insgesamt 156 Agentur-
bezirken der Bundesagentur für Arbeit die 

Vorrangprüfung für drei Jahre ausgesetzt 
werden. Die verbleibenden 23 Agentur-
bezirke, in denen weiterhin innerhalb der 
ersten fünfzehn Monate des Aufenthalts 
eine Vorrangprüfung bei Asylbewerbern und 
Geduldeten durchgeführt wird, befinden 
sich in Bayern, Nordrhein-Westfalen und 
Mecklenburg-Vorpommern, das vollständig 
ausgenommen wurde. Die Beschäftigungs-
bedingungen der Flüchtlinge werden von 
der Bundesagentur für Arbeit weiterhin in 
allen Agenturbezirken geprüft.

Durch die bereits bestehende Verknüpfung 
zwischen dem Verzicht auf die Vorrangprü-
fung und dem zulässigen Tätigwerden als 
Leiharbeitnehmerin oder Leiharbeitnehmer 
können Personen mit einer Duldung oder 
Aufenthaltsgestattung für die nächsten drei 
Jahre in diesen 133 Agenturbezirken auch zu 
einer Tätigkeit als Leiharbeitnehmerin oder 
Leiharbeitnehmer zugelassen werden.

Die Verordnung ist seit dem 6. August 2016 
in Kraft.

A R B E I T S R E C H T
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Aufklärungspflicht beim Verkauf von 
alten Häusern

Wer etwas verkauft, darf Mängel nicht arg-
listig verschweigen, anderenfalls kann der 
Käufer vom Kaufvertrag zurücktreten. Dieser 
Grundsatz gilt auch beim Verkauf von Im-
mobilien. Klärt der Verkäufer einer Immobilie 
den Käufer nicht darüber auf, dass bei star-
kem Regen Wasser in den Keller eindringt, 
kann dieser sich nicht später auf einen im 
Kaufvertrag vereinbarten Gewährleistungs-
ausschluss berufen. Dies hat das Oberlan-
desgericht Hamm entschieden.

In dem Gerichtsverfahren hatte eine Haus-
besitzerin ihr 1938 errichtetes Haus verkauft 
und dem Käufer verschwiegen, dass bei 

Z I V I L R E C H T

starkem Regen regelmäßig Wasser in den 
Keller läuft. Dies war auch nicht sichtbar. Im 
Kaufvertrag vereinbarten die Parteien einen 
Gewährleistungsausschluss.

Nach Auffassung des Gerichts hat der Käu-
fer in diesem Fall das Recht, trotz des Ge-
währleistungsausschlusses vom Kaufvertrag 
zurückzutreten. Auch bei einem Altbau von 
1938 müsse der Käufer nicht damit rechnen, 
dass bei Regen Wasser in den Keller läuft. 
Die Verkäuferin hätte den Käufer über die-
sen Mangel aufklären müssen. Wegen dieses 
arglistigen Handelns sei der im Kaufvertrag 
vereinbarte Gewährleistungsausschluss wir-
kungslos.
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Zugewinnausgleichsverfahren: Offen-
barungspflichten unter Ehegatten über 
die Eigentumsverhältnisse an Vermö-
gensgegenständen

Bei Vertragsverhandlungen besteht aus-
nahmsweise eine Aufklärungs- und Offenba-
rungspflicht gegenüber dem Vertragspartner 
über die ihm erkennbar nicht bekannten be-
sonders wichtigen Tatsachen, die für dessen 
Willensbildung erkennbar von ausschlagge-
bender Bedeutung sind. Dies gilt auch für 
prozessuale Vergleichsverhandlungen.

In Anwendung dieses Grundsatzes konnte 
eine Ehefrau in einem vom Oberlandesge-
richt Hamm entschiedenen Fall einen mit 
ihrem Ehemann geschlossenen Prozessver-
gleich zum Zugewinnausgleich erfolgreich 
anfechten.

In dem der Entscheidung zugrunde lie-
genden Fall gingen beide Ehegatten im 
Zugewinnausgleichsverfahren ursprünglich 
irrtümlich davon aus, dass eine von ihnen 
während der Ehe auf einem allein dem Ehe-
mann gehörenden Erbbaugrundstück ge-
meinschaftlich errichtete Immobilie in hälfti-
gen Miteigentum der Ehefrau stand. Obwohl 
der Ehemann während des Verfahrens 
Kenntnis von seinem tatsächlichen Allein-
eigentum an der Immobilie erlangte, klärte 
er seine Ehefrau auch in der mündlichen 
Verhandlung, in der der Prozessvergleich 
geschlossen wurde, hierüber nicht auf.

Der wirtschaftlich auf der unrichtigen Grund-
lage der jeweils hälftigen Bewertung der 
Immobilie im Endvermögen beider Ehegat-
ten stehende Vergleich konnte deshalb von 
der Ehefrau wegen arglistiger Täuschung 
durch Unterlassen angefochten werden. Im 
Ergebnis stand der Ehefrau dadurch ein um 
ca. 100.000 € höherer Zugewinnausgleichs-
anspruch zu.

Z I V I L R E C H T

V E R FA H R E N S R E C H T

Ende der Möglichkeit einer Änderung 
der Steuerfestsetzung nach erfolgter 
Betriebsprüfung

Grundsätzlich beträgt die Frist zur Steuer-
festsetzung oder einer Änderung der Steuer 
vier Jahre. Sie beginnt mit Ablauf des Jahres, 
in dem die Steuer entstanden ist. Hängt die 
Steuerfestsetzung von der Abgabe einer 
Steuererklärung ab, beginnt die Frist mit Ab-
lauf des Jahres, in dem die Steuererklärung 
eingereicht wird, spätestens aber mit Ablauf 
des dritten Jahres, das auf das Jahr folgt, in 
dem die Steuer entstanden ist.

Durch den Beginn einer Betriebsprüfung 
wird die vierjährige Festsetzungsfrist ge-
hemmt. In der Regel wird eine Prüfung 
schriftlich angekündigt und endet mit einer 
Schlussbesprechung. Die Festsetzungsfrist 
für Steueransprüche, die sich aus der durch-
geführten Betriebsprüfung ergeben haben, 
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läuft mit der Unanfechtbarkeit der Steuerbe-
scheide ab, die aufgrund der Außenprüfung 
erlassen wurden. Um auf jeden Fall in nicht 
allzu ferner Zukunft nach einer Schlussbe-
sprechung Rechtsfrieden eintreten zu lassen, 
endet die Frist zur Steuerfestsetzung spä-
testens am Ende des vierten Jahres nach der 
Schlussbesprechung.

Endet die Betriebsprüfung, ohne dass eine 
Schlussbesprechung stattgefunden hat, en-
det die Frist zur Festsetzung der Steuern mit 
Ablauf von vier Jahren, nachdem die letzten 
Ermittlungen stattgefunden haben.
Unter Beachtung der vorstehenden Grund-
sätze hatte das Bundesverfassungsgericht 
über den nachfolgend geschilderten Fall zu 
entscheiden:

Das Finanzamt begann im Jahr 1980 eine 
Betriebsprüfung für die Jahre 1974 bis 1978. 
Die Prüfung wurde unterbrochen und erst 
im Jahr 1995 fortgesetzt. Ende 1996 fand die 
Schlussbesprechung statt. Die geänderten 
Steuerbescheide folgten erst im Jahr 1997. 
Der klagende Steuerpflichtige war der Auf-
fassung, dass sämtliche Festsetzungsfristen 

zum Erlass von Steuerbescheiden als Folge 
der durchgeführten Betriebsprüfung verjährt 
wären.

Trotz der langen Dauer der Unterbrechung 
lehnte das Gericht den Antrag ab. Durch 
den Beginn der Betriebsprüfung war die 
Festsetzungsfrist gehemmt. Sie endete nicht 
mit Ablauf des vierten Jahres nach dem Zeit-
punkt der letzten Ermittlungen. Maßgeblich 
für die Berechnung der Verjährungsfristen 
war der Zeitpunkt der Schlussbesprechung. 
Sie fand im Jahre 1996 statt. Deshalb endete 
die Frist spätestens zum Ende des vierten 
Jahres, nachdem die Schlussbesprechung 
durchgeführt wurde.

Der Kläger hatte die Möglichkeit, auf den 
Fristablauf Einfluss zu nehmen. Er hätte auf 
die Schlussbesprechung verzichten können. 
Dadurch wäre es ihm möglich gewesen, den 
Ablauf der Festsetzungsfrist früher herbeizu-
führen. Das Finanzamt kann demgegenüber 
nicht gegen den Willen eines Steuerpflichti-
gen auf die Durchführung einer Schlussbe-
sprechung bestehen.


